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Satzung
über die Vermeidung, Verwertung und sonstige Bewirtschaftung 

von Abfällen
im Landkreis Freising

(Abfallwirtschaftssatzung)
vom 26.10.2022

Auf Grund des Art. 3 Abs. 2 und des Art. 7 Abs. 1 Bayerisches Abfallwirt-
schaftsgesetz (BayAbfG) in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und 
Abs. 2 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LkrO) erlässt der 
Landkreis Freising mit Zustimmung der Regierung von Oberbayern vom 
09.01.2023, Nr. 55.1-8104.AA_4-4-7-13, folgende Satzung: 

1. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 1

Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich

(1)  1Abfälle im Sinn dieser Satzung sind alle Stoffe oder Gegenstände, 
deren sich der Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen muss 
(§ 3 Abs. 1 Satz 1 KrWG).

  ²Abfälle, die verwertet werden, sind Abfälle zur Verwertung; Abfälle, 
die nicht verwertet werden, sind Abfälle zur Beseitigung (§ 3 Abs. 1 
Satz 2 KrWG). 

  ³Keine Abfälle i.S. dieser Satzung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genann-
ten Stoffe und Materialien nach Maßgabe der jeweiligen Regelung in 
§ 2 Abs. 2 KrWG. 
4Nicht von dieser Satzung erfasst werden ferner pflanzliche Abfälle (Mäh- 
und Schnittgut), Erd- und Bodenaushub sowie Bauschutt; sie werden von 
den Städten/Märkten und Gemeinden des Landkreises Freising nach 
Maßgabe der jeweils gültigen gemeindlichen Satzung entsorgt.

(2)  1Abfälle aus privaten Haushaltungen sind Abfälle, die in privaten 
Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, insbe-
sondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäude-
teilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen 
oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 2Alle nicht Satz 1 zuor-
denbare Abfälle sind Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen. 

(3)  Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Siedlungsabfälle aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der An-
lage der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis, in der 
jeweils gültigen Fassung, aufgeführt sind, insbesondere

 a.  gewerbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten 
Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit oder Zusammen-
setzung ähnlich sind, sowie

 b.  Abfälle aus privaten und öffentlichen Einrichtungen mit Aus-
nahme der in Abs. 2 Satz 1 genannten Abfälle.

(4)   Bioabfälle im Sinn dieser Satzung sind biologisch abbaubare pflanz-
liche, tierische oder aus Pilzmaterialien bestehende Abfälle aus Haus-
haltungen und Gewerbebetrieben, die über die Biotonne eingesammelt 
werden. 

(5)   Die Abfallbewirtschaftung im Sinn dieser Satzung umfasst die Besei-
tigung von Abfällen einschließlich der Überwachung dieser Verfahren 
sowie der Nachsorge von Beseitigungsanlagen.

(6)   Abfallentsorgung im Sinn dieser Satzung sind Verwertungs- und Be-
seitigungsverfahren, einschließlich der Vorbereitung vor der Verwer-
tung oder der Beseitigung.

(7)  1Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammen-
hängende und einem gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum 
desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche Einheit 
bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von 
Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts handelt. ²Rechtlich ver-
bindliche planerische Festlegungen sind zu berücksichtigen.

(8)  1Grundstückseigentümern im Sinn dieser Satzung stehen Erbbaube-
rechtigte, Nießbraucher und ähnliche zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte gleich. ²Von mehreren dinglich Berechtigten ist 
jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.

§ 2

Abfallvermeidung und Wiederverwendung

(1)  1Jeder Benutzer der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des 
Landkreises hat den Anfall von Abfällen so gering wie möglich zu hal-
ten. ²Die Wiederverwendung von Abfällen hat Vorrang vor deren Ver-
wertung und Beseitigung.

(2)  1Der Landkreis berät private Haushaltungen und Einrichtun-
gen aus anderen Herkunftsbereichen über die Möglichkeiten zur 
Vermeidung, Wiederverwendung und Verwertung von Abfällen. 
²Er bestellt insoweit Fachkräfte zur Beratung der Abfallbesitzer.

§ 3

Abfallentsorgung durch den 
Landkreis

(1)   Der Landkreis entsorgt nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung 
durch eine öffentliche Einrichtung die in seinem Gebiet anfallenden 
und ihm überlassenen Abfälle.

(2)   Zur Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 1 kann sich der Landkreis Drit-
ter, insbesondere privater Unternehmen, bedienen.

(3)   1Der Landkreis kann einzelne Aufgaben der Abfallentsorgung durch 
Rechtsverordnung auf kreisangehörige Gemeinden oder deren Zu-
sammenschlüsse für deren Gebiet mit deren Zustimmung übertragen. 
²In diesen Fällen übernehmen die kreisangehörigen Gemeinden die 
Rechte und Pflichten des Landkreises.

§ 4

Ausnahmen von der Abfallentsorgung durch den Landkreis

(1)  Von der Abfallentsorgung durch den Landkreis sind ausgeschlossen:

 1. Eis und Schnee

 2.   explosionsgefährliche Stoffe (wie z. B. Feuerwerkskörper, Muni-
tion, Sprengkörper, Druckgasflaschen),

 3.  folgende Abfälle aus Einrichtungen des Gesundheitswesens wie 
Krankenhäusern, Dialysestationen und -zentren, Sanatorien, Kur- 
und Pflegeheimen, Arzt- und Zahnarztpraxen, medizinischen 
Labors, Blutspendediensten und Blutbanken, Hygieneinstituten, 
Praxen der Heilpraktiker und der physikalischen Therapie, Apo-
theken, tierärztlichen Praxen und Kliniken, Tierversuchsanstal-
ten:

  a)  Infektiöse Abfälle an deren Sammlung und Entsorgung aus 
infektionspräventiver Sicht besondere Anforderungen gestellt 
werden, insbesondere

   -  mikrobiologische Kulturen (Abfallschlüssel AVV 18 01 03* 
und 18 02 02*)

   -  Versuchstiere, deren Beseitigung nicht durch das Tierische 
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz geregelt ist, soweit eine 
Verbreitung von Erregern meldepflichtiger übertragbarer 
Krankheiten zu befürchten ist (Abfallschlüssel AVV 18 01 03* 
und 18 02 02*)

   -  Streu und Exkremente aus Versuchstieranlagen, soweit eine 
Verbreitung meldepflichtiger übertragbarer Krankheiten zu 
befürchten ist (Abfall-schlüssel AVV 18 02 02*)

  b) Chemikalien, Laborabfälle, Arzneimittel, Verpackungen

   - die aus gefährlichen Abfällen bestehen oder solche enthalten,

   - zytotoxische und zytostatische Arzneimittel,

   -  Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin

  c)   Körperteile und Organabfälle, einschließlich Blutbeutel und 
Blutkonserven (Abfallschlüssel AVV 18 01 02).

 4.  Altautos, Altöl von Mengen über 5 Litern, Altreifen, Solarstrom-
speicher und Traktionsbatterien,

 5.  pflanzliche Abfälle aus der Land- und Forstwirtschaft sowie aus 
dem Erwerbsgartenbau, soweit haushaltsübliche Mengen über-
schritten werden,

 6.  Klärschlämme und sonstige Schlämme, sowie Fäkalschlämme 
und Fäkalien.

 7.  Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht 
mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen entsorgt werden 
können,

 8.  Abfälle, die aufgrund eines Gesetzes zur abfallwirtschaftlichen 
Produktverantwortung oder im Zusammenhang mit einer nach 
§ 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung von Dritten zurückzu-
nehmen sind,

 9.  sonstige Abfälle, die mit Zustimmung der Regierung im Einzelfall 
wegen ihrer Art oder Menge von der Abfallentsorgung durch den 
Landkreis ausgeschlossen worden sind.

 10.  Akustikdämmplatten, die künstliche Mineralfasern enthalten 
(sog. „Odenwaldplatten“), aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen

(2)   Vom Einsammeln und Befördern durch den Landkreis sind ausge-
schlossen:

 1.  Baustellenabfälle 

 2.    Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, die wegen ihrer Art, Menge oder Beschaffenheit nicht in 
den zugelassenen Abfallbehältnissen oder jedermann zugängli-
chen Sammelbehältern gesammelt oder mit den Hausmüllfahr-
zeugen oder sonstigen Sammelfahrzeugen transportiert werden 
können,

 3.  Sperrmüll, soweit er nicht in Sammeleinrichtungen in kleinen 
Mengen abgegeben werden darf,

 4. Asbesthaltige Produkte,

 5. Künstliche Mineralfasern,

 6.  sonstige Abfälle, die mit Zustimmung der Regierung im Einzel-
fall wegen ihrer Art oder Menge vom Einsammeln und Befördern 
durch den Landkreis ausgeschlossen worden sind.

(3)   1Bei Zweifeln darüber, ob und inwieweit ein Abfall vom Landkreis zu 
entsorgen ist, entscheidet der Landkreis oder dessen Beauftragter. 
²Dem Landkreis ist auf Verlangen nachzuweisen, dass es sich nicht 
um einen von der kommunalen Entsorgung ganz oder teilweise aus-
geschlossenen Abfall handelt; die Kosten hierfür hat der Nachweis-
pflichtige zu tragen. 

(4)  1Soweit Abfälle nach Absatz 2 vom Einsammeln und Befördern 
durch den Landkreis ausgeschlossen sind, dürfen sie ohne beson-
dere schriftliche Vereinbarung mit dem Landkreis weder der Müllab-
fuhr übergeben noch den jedermann zugänglichen Sammelbehältern 
überlassen werden. ²Soweit Abfälle darüber hinaus nach Absatz 1 
von der Entsorgung durch den Landkreis ausgeschlossen sind, dür-
fen sie auch nicht gemäß §§ 14, 17 überlassen werden. ³Geschieht 
dies dennoch, so kann der Landkreis neben dem Ersatz des ihm ent-
stehenden Schadens die Rücknahme der Abfälle oder die Erstattung 
derjenigen Aufwendungen verlangen, die ihm für eine unschädliche 
Entsorgung der Abfälle entstanden sind.

§ 5

Anschluss und Überlassungsrecht

(1)  1Die Grundstückseigentümer im Kreisgebiet sind berechtigt, den 
Anschluss ihrer Grundstücke an die öffentliche Abfallentsorgungs-
einrichtung des Landkreises zu verlangen (Anschlussrecht). ²Ausge-
nommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen 
Zwecken nutzbaren bzw. für eine solche Nutzung nicht vorgesehe-
nen Grundstücke, auf denen Abfälle, für die nach Absatz 2 ein Über-
lassungsrecht besteht, nicht oder nur ausnahmsweise anfallen.

(2)  1Die Anschlussberechtigten und sonstige zur Nutzung eines an-
schlussberechtigten Grundstücks Berechtigte, insbesondere Mieter 
und Pächter, haben das Recht, den gesamten auf ihren Grundstücken 

oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall nach Maßgabe der §§ 10 bis 
17 der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises zu 
überlassen (Überlassungsrecht). ²Soweit auf nicht anschlussberech-
tigten Grund-stücken Abfälle anfallen, ist ihr Besitzer berechtigt, sie 
in geeigneter Weise der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung 
zu überlassen.

(3)   Vom Überlassungsrecht nach Absatz 2 sind die in § 6 Abs. 3 Nr. 1 - 4 
dieser Satzung genannten Abfälle ausgenommen.

§ 6

Anschluss- und Überlassungszwang

(1)  1Eigentümer von im Landkreisgebiet gelegenen Grundstücken sind 
verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentliche Abfallentsorgungs-
einrichtung des Landkreises anzuschließen (Anschlusszwang). 
²Ausgenommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und frei-
beruflichen Zwecken nutzbaren bzw. für eine solche Nutzung nicht 
vorgesehene Grundstücke, auf denen Abfälle, für die nach den Ab-
sätzen 2 und 3 ein Überlassungszwang besteht, nicht oder nur aus-
nahmsweise anfallen.

(2)  1Die Anschlusspflichtigen und sonstigen zur Nutzung eines an-
schlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten, insbesondere Mieter 
und Pächter, haben nach Maßgabe des § 17 KrWG und mit Ausnahme 
der in Abs. 3 genannten Abfälle den auf ihren Grundstücken oder 
sonst bei ihnen anfallenden Abfall gemäß den näheren Regelungen 
der §§ 10 - 17 der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des 
Landkreises zu überlassen (Überlassungszwang). ²Soweit auf nicht 
anschlusspflichtigen Grundstücken überlassungspflichtige Abfälle 
im Sinne des Satzes 1 anfallen, sind diese von ihrem Besitzer un-
verzüglich und in geeigneter Weise der öffentlichen Abfallentsor-
gungseinrichtung zu überlassen. ³Für den gesamten im Landkreis 
anfallenden Abfall zur Beseitigung (mit Ausnahme der im Absatz 3 
ausgeschlossenen Abfallarten) besteht Überlassungspflicht an den 
Landkreis nach Maßgabe des § 17 KrWG. Abfälle zur Beseitigung sind 
schon am Anfallort von Abfällen zur Verwertung getrennt zu halten.

(3) Vom Überlassungszwang nach Absatz 2 sind ausgenommen:

 1. die in § 4 Abs. 1 genannten Abfälle,

 2.  die durch Verordnung nach § 28 Abs. 3 KrWG zur Beseitigung 
außerhalb von Anlagen i. S. des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen 
Abfälle, soweit diese nach den Vorschriften der Verordnung be-
seitigt werden,

 3.  die durch Einzelfallentscheidung nach § 28 Abs. 2 KrWG zur Be-
seitigung außerhalb von Anlagen i.S. des § 28 Abs. 1 KrWG zu-
gelassenen Abfälle soweit diese gemäß den Anforderungen der 
Einzelfall- entscheidung beseitigt werden,

 4.  die Abfälle, deren Beseitigung dem Inhaber einer Abfallbeseiti-
gungsanlage nach § 29 Abs. 2 KrWG übertragen worden ist.

(4)  Im Rahmen ihrer Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 dürfen 
die Anschluss- und Überlassungspflichtigen auf ihren Grundstücken 
Anlagen zur Beseitigung von Abfällen weder errichten noch betrei-
ben. 

(5)  1Auf Antrag können die betroffenen Anschlusspflichtigen vom An-
schluss- und Überlassungszwang zur Aufstellung eines Bioabfallbe-
hältnisses bei nachgewiesener Eigenkompostierung befreit werden, 
wenn auf dem anschlusspflichtigen Grundstück vom Antragsteller 
eine ordnungsgemäße Eigenkompostierung und Ausbringung des 
Kompostes auf dem anschlusspflichtigen Grundstück nachgewiesen 
ist. ²Das ist in der Regel der Fall, wenn eine Überdüngung des Bodens 
nicht zu erwarten ist. ³Dies setzt eine verfügbare Gartenfläche von 
mindestens 50 m² pro Person voraus.

§ 7

Mitteilungs- und Auskunftspflichten
Mitwirkung der Gemeinden

(1)  1Die Anschluss- und ggf. Überlassungspflichtigen müssen dem Land-
kreis oder einer von ihm bestimmten Stelle zu den durch Bekannt-
machung festgelegten Zeitpunkten für jedes anschlusspflichtige 
Grundstück die für die Abfallentsorgung und die Gebührenbe-
rechnung  und -erhebung wesentlichen Umstände mitteilen; dazu 
gehören insbesondere die Anzahl der auf dem Grundstück befindli-
chen privaten Haushaltungen und Einrichtungen aus anderen Her-
kunftsbereichen, Angaben über den Grundstückseigentümer und 
die sonstigen zur Nutzung des anschlusspflichtigen Grundstücks 
Berechtigten sowie über die Art, die Beschaffenheit und die Menge 
der Abfälle, die dem Landkreis überlassen werden müssen. ²Wenn 
sich die in Satz 1 genannten Gegebenheiten ändern oder wenn auf 
einem Grundstück erstmals überlassungspflichtige Abfälle anfallen, 
haben die Anschluss- und Überlassungspflichtigen unaufgefordert 
und unverzüglich entsprechende Mitteilungen zu machen.

(2)  1Unbeschadet des Absatzes 1 kann der Landkreis von den Anschluss- 
und den Überlassungspflichtigen jederzeit Auskunft über die für die 
Abfallentsorgung und die Gebührenberechnung wesentlichen Um-
stände verlangen.

  ²Dazu hat der Landkreis bzw. haben seine Mitarbeiter zur Erfüllung 
der Aufgaben des Landkreises und zum Vollzug der Satzung das 
Recht, die Grundstücke der Anschlusspflichtigen zu betreten.

  ³Außerdem hat der Landkreis nach Maßgabe des § 47 KrWG das 
Recht, von den Anschlusspflichtigen, ggf. Überlassungspflichtigen, 
die Vorlage von Unterlagen zu verlangen, aus denen Art, Menge und 
Entsorgungsweg der anfallenden Abfälle hervorgehen.

(3)  1Die Abs. 1 und 2 gelten entsprechend für Erzeuger oder Besitzer 
von Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen. ²Dies gilt insbesondere für erforderliche 
Mitteilungen zur Ermittlung der Restmüllbehälterkapazität nach § 
15 Abs. 2.

  ³Werden die erforderlichen Mitteilungen nicht erteilt, so werden die 
erforderlichen Werte geschätzt. 4Die geschätzten Werte werden für 
die Ermittlung der Restmüllbehälterkapazität solange zugrunde ge-
legt, bis die tatsächlichen Werte vom Verpflichteten gemeldet und 
vom Landkreis anerkannt worden sind. 

(4)  1Die Gemeinden unterstützen den Landkreis nach den Grundsätzen 
der Amtshilfe bei der Erfüllung seiner Aufgaben nach dieser Satzung. 
²Die Gemeinden teilen dem Landkreis die für den Vollzug dieser Sat-
zung und die zur Gebührenerhebung notwendigen Daten mit.
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